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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Das Dreizehnte Gesetz zur �nderung des Außenwirtschaftsgesetzes und der Außenwirtschaftsverordnung ist am

24.4.2009 in Kraft getreten. BDI-Hauptgesch�ftsf�hrer Schnappauf beurteilte es als Nachteil f�r den Standort Deutschland

in der Finanzkrise. „Die Welt brauche mehr offenen Handel und weniger Abschottung“, so Schnappauf. Krause gibt einen

�berblick �ber die erweiterten ministeriellen Kontrollbefugnisse nach der AWG-Novelle und stellt ihre Auswirkungen auf

M&A-Transaktionen mit ausl�ndischen Investoren dar.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Haftung des Gesch�ftsf�hrers wegen

Veranlassung einer die Masse

schm�lernden Zahlung

Mit Urteil vom 16.3.2009 – II ZR 32/08 – hat der

BGH entschieden: Bei einem auf § 130a Abs. 3

HGB a. F. gest�tzten Anspruch ist der Kl�ger dar-

legungs- und beweispflichtig daf�r, dass die die

Masse schm�lernde Zahlung (hier: Abbuchung

von einem Gesellschaftskonto) von dem beklag-

ten Gesch�ftsf�hrer veranlasst worden ist. An ei-

ner haftungsbegr�ndenden Veranlassung kann

es fehlen, wenn die Belastung des Kontos auf ei-

ner Kontopf�ndung beruht.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1081-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Widerruf eines Verbraucherdar-

lehens wegen ungen�gender Widerrufs-

belehrung

Mit Urteil vom 10.3.2009 – XI ZR 33/08 – hat der

BGH entschieden: Eine einem Verbraucher er-

teilte Widerrufsbelehrung, die von einem unbe-

fangenen rechtsunkundigen Leser dahin ver-

standen werden kann, die Widerrufsfrist werde

unabh�ngig von der Vertragserkl�rung des Ver-

brauchers bereits durch den bloßen Zugang des

von einer Widerrufsbelehrung begleiteten Ver-

tragsangebots des Vertragspartners in Gang ge-

setzt, entspricht nicht dem Deutlichkeitsgebot

des § 355 Abs. 2 S. 1 BGB. Bilden Verbraucher-

darlehensvertrag und finanziertes Gesch�ft eine

wirtschaftliche Einheit und ist das Darlehen dem

Unternehmer bereits teilweise zugeflossen, so

hat der vom Verbraucher erkl�rte Widerruf der

auf den Abschluss des Darlehensvertrags gerich-

teten Vertragserkl�rung zur Folge, dass der Dar-

lehensgeber im Abwicklungsverh�ltnis an die

Stelle des Unternehmers tritt. Ist das verbun-

dene Gesch�ft nicht vollst�ndig fremdfinanziert

worden, muss der Darlehensgeber dem Verbrau-

cher auch den von diesem aus eigenen Mitteln

an den Unternehmer gezahlten Eigenanteil zu-

r�ckerstatten.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-1081-2

unter www.betriebs-berater.de

Dazu demn�chst der Kommentar von Specht

OLG Celle: Neues Angebot zu Vertragsab-

schluss und Gew�hrleistungshaftung

Mit Urteil vom 23.4.2009 – 11 U 238/08 – hat

das OLG Celle entschieden: Beschreibt der K�u-

fer anl�sslich seiner Annahmeerkl�rung den

Kaufgegenstand n�her und weicht die Beschrei-

bung vom tats�chlichen Zustand der Sache

nicht ab, so liegt in einer solchen Pr�zisierung

nicht die mit einem neuen Angebot verbundene

Ablehnung des vorherigen Kaufvertragsange-

bots. Hingegen liegt in der vom Kaufvertragsan-

gebot abweichenden Beschreibung des Kaufge-

genstandes durch den K�ufer dann ein von ihm

erkl�rtes neues Angebot, wenn die Eigenschaf-

ten nicht vorhanden sind und im Falle der An-

nahme durch den Verk�ufer zu dessen Gew�hr-

leistungshaftung f�hren w�rden.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2009-1081-3

unter www.betriebs-berater.de

OLG Frankfurt: Unzul�ssige Preisanpas-

sungsklausel in Gaslieferungsvertr�gen

Mit Urteil vom 5.5.2009 – 11 U 61/07 (Kart) – hat

das OLG Frankfurt eine Preisanpassungsklausel in

den Vertr�gen eines hessischen Gasversorgers

wegen unangemessener Benachteiligung der

Kunden f�r unzul�ssig erkl�rt, da die Klausel kein

einziges konkretes Kriterium nenne, aus dem sich

die sachlichen Voraussetzungen und der zul�ssi-

ge Umfang einer Preiserh�hung ergeben k�nn-

ten. Die Kunden m�ssten zumindest ann�hernd

vorhersehen k�nnen, in welchem Umfang Preis-

anhebungen auf sie zukommen k�nnten.
(Quelle: PM OLG Frankfurt vom 6.5.2009)

AG M�nchen: R�ckerstattung von

Abbuchungen mangels Nachweises der

Kundenverantwortlichkeit

Mit rechtskr�ftigem Urteil vom 16.2.2009 – C

28708/08 – hat das AG M�nchen entschieden:

Widerruft ein Bankkunde Geld�berweisungen,

weil er die dieser Abbuchung zugrundeliegen-

den Kreditkartengesch�fte bestreitet, muss die

Bank, die die Abbuchungen zu verantworten hat,

entweder beweisen, dass die Kreditkartenge-

sch�fte von dem Kunden get�tigt wurden oder

dass er f�r den Missbrauch der Kreditkarte ver-

antwortlich ist. Kann sie es nicht, muss sie dem

Kunden den abgebuchten Geldbetrag erstatten.
(PM AG M�nchen vom 11.5.2009)

Finanzkrise
Kabinett: Bad-Bank-Gesetz beschlossen

DieBundesregierunghatam13.5.2009dasGesetz

zur Entsorgung wertloser Giftpapiere in so ge-

nannte Bad Banks beschlossen. Mit dem Bad-

Bank-Konzept sollen Banken von Risikopapieren

entlastet unddas schleppendeKreditgesch�ft an-

gekurbelt werden. Angestrebt wird zugleich eine

weitergehendeL�sung f�rdieLandesbanken.Der

Entwurf bedarf noch der Zustimmung im Parla-

ment.
(Quelle: Spiegel-online vom 13.5.2009)

EU-Kommission: 5 Milliarden Beihilfepaket

f�r West-LB genehmigt

Die Europ�ische Kommission hat den deutschen

Risikoschirm von f�nf Milliarden Euro f�r die

WestLB samt Begleitmaßnahmen nach den Bei-

hilfevorschriften des EG-Vertrages genehmigt.

Deutschland sagte eine �nderung der Eigen-

t�merstruktur bis Ende 2011 zu. Zu diesem

Zweck wird ein �ffentliches Bieterverfahren

durchgef�hrt. Die Genehmigung der Kommis-

sion wird nur wirksam, wenn die Satzungsor-

gane aller Eigent�mer der WestLB dem Um-

strukturierungsplan zustimmen.
(Quelle: EU-Kommission vom 12.5.2009)

EU-Kommission: Kapitalspritze f�r

Commerzbank genehmigt

Die EU-Kommission hat die Rekapitalisierung

der Commerzbank nach den Beihilfevorschriften

des EG-Vertrags genehmigt. Deutschland hat die

zweite Tranche aus Gr�nden der Rechtssicher-

heit bei der Kommission angemeldet, um die

Vereinbarkeit der Kapitalzuf�hrung mit den Bei-

hilfevorschriften �berpr�fen zu lassen.
(Quelle: PM EU-Kommission vom 7.5.2009)

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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